
Vollzug des Infektionsschutzgesetzes (IfSG) und der
Elften Bayerischen Infektionsschutzmaßnahmenver-

ordnung (11. BayIfSMV) – Feststellung der dauerhaften
Unterschreitung des 7-Tages-Inzidenzwertes von 100

Die Stadt Ingolstadt gibt auf der Grundlage der 11. BayIfSMV, §
28 Abs. 1 S. 1 und § 30 Abs. 1 S. 2 des Infektionsschutzgesetzes in
Verbindung mit § 65 der Zuständigkeitsverordnung und Art. 3
Abs. 1 Nr. 3 des Gesundheitsdienst- und Verbraucherschutzge-
setzes folgende

Allgemeinverfügung
1. Die Führungsgruppe Katastrophenschutz Stadt Ingolstadt hat

in der Sitzung vom 18.02.2021 amtlich festgestellt, dass der
7-Tages-Inzidenzwert von 100 in Ingolstadt dauerhaft unter-
schritten ist. Zum Zeitpunkt der Entscheidung lag er nach den
Zahlen des Robert-Koch Instituts (RKI) bei 16,0.

2. Die Feststellung gilt hinsichtlich der ab 22. Februar gültigen
Änderungen der 11. BayIfSMV in Bezug auf das spezifische in-
zidenzabhängige Öffnungsmodell der §§ 18, 19 sowie 20 der
11. BayIfSMV.
a) Schulen (§ 18 der 11. BayIfSMV)
b) Kindertageseinrichtungen und Kindertagespflegestellen

(§ 19 der 11. BayIfSMV)
c) Angebot der beruflichen Aus-, Fort- und Weiterbildung

(§ 20 11. BayIfSMV)
Die entsprechenden Öffnungskonzepte und Vorgaben können
der 11. BayIfSMV entnommen werden.
3. Die Allgemeinverfügung gilt ab 20. Februar 2021, 0.00 Uhr.

Wird der 7-Tages-Inzidenzwert von 100 überschritten wird die
Stadt Ingolstadt die unverzüglich amtlich bekanntmachen. In
diesem Falle finden die inzidenzabhängigen Öffnungskon-
zepte der §§ 18, 19 sowie 20 der 11. BayIfSMV ab dem auf die
Bekanntmachung folgenden Tage keine Anwendung mehr.

Begründung:
Hinsichtlich der von § 18, 19 sowie 20 der 11. BayIfSMV wurde
ein spezifisches inzidenzab- hängiges Öffnungsmodell vorgege-
ben. Damit dieses Konzept Anwendung findet, ist die amtliche
Feststellung notwendig, dass der maßgebliche Inzidenzwert
von 100 Neuinfektionen mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 je
100.000 Einwohner innerhalb von sieben Tagen nicht über-
schritten worden ist.
Zu Ziffer 2 a):
Ab 22. Februar 2021 (§ 2 Satz 2 Nr. 2 der vorliegenden Verord-
nung) wird in Landkreisen und kreisfreien Städten, in denen
eine 7-Tage-Inzidenz von 100 nicht überschritten wird, für die
Jahrgangsstufen 1 bis 4 der Grundschulen und der in § 18 Abs. 1
Satz 5 Nr. 2 im Einzelnen aufgeführten Förderzentren, an den
Schulen für Kranke in Abstimmung mit den Kliniken sowie für
die Abschlussklassen der übrigen Schulen nach § 18 Abs. 1 Satz 1
Präsenzunterricht eingeführt, soweit dabei der Mindestabstand
von 1,5 Metern durchgehend und zuverlässig eingehalten wer-
den kann, oder Wechselunterricht zugelassen (§ 18 Abs. 1 Satz
5). Für die übrigen Jahrgangsstufen und Schularten sowie in
Landkreisen und kreisfreien Städten mit einer 7-Tage-Inzidenz
von über 100 verbleibt es weiterhin bei Distanzunterricht.
Zu Ziffer 2 b):
Für Kindertageseinrichtungen und Kindertagespflegestellen
gilt nach dem neuen § 19 Abs. 1 Satz 3, dass in Landkreisen und
kreisfreien Städten, in denen eine 7-Tage-Inzidenz von 100
nicht überschritten wird, deren Betrieb unter den in § 19 Abs. 1
Satz 3 Nr. 1 und 2 vorgegebe- nen Voraussetzungen zulässig ist.
Zu Ziffer 2 c):
§ 20 Abs. 1 Satz 1 sieht weiterhin als Grundsatz vor, dass Ange-
bote der beruflichen Aus-, Fort- und Weiterbildung in Präsenz-
form untersagt sind, soweit es sich nicht um Erste-Hilfe-Kurse
und die Ausbildung von ehrenamtlichen Angehörigen der Feu-
erwehr, des Rettungsdienstes und des Technischen Hilfswerks
handelt, bei denen zwischen allen Beteiligten ein Mindestab-
stand von 1,5 Metern gewahrt ist (§ 20 Abs. 3).
Abweichend hiervon können in Landkreisen und kreisfreien
Städten, in denen eine 7-Tage-Inzidenz von 100 nicht über-
schritten wird, auch darüberhinausgehende Angebote in Prä-
senzform stattfinden, soweit dabei der Mindestabstand von 1,5
Metern durchgehend und zuverlässig eingehalten werden
kann. Hinsichtlich Maskenpflicht, Schutzmaßnahmen sowie
Schutz- und Hygienekonzepten gilt § 20 Abs. 3 Satz 2 bis 4 ent-
sprechend.
§ 20 Abs. 2 sieht vor, dass Angebote der Erwachsenenbildung
nach dem Bayerischen Erwachsenenbildungsförderungsgesetz
und vergleichbare Angebote anderer Träger sowie sonstige au-
ßerschulische Bildungsangebote, soweit sie nicht von § 20 Abs. 1
erfasst sind oder es sich um ausnahmsweise zulässige Schulun-
gen im Sinne des § 20 Abs. 3 handelt, in Präsenzform weiterhin
untersagt bleiben. Insoweit besteht kein mit der beruflichen
Aus- und Fortbildung vergleichbar dringender Bedarf, sodass
den Belangen des Infektionsschutzes hier wei- terhin der Vor-
rang vor einer Öffnung für Präsenzveranstaltungen eingeräumt
wird.
Für theoretischen Fahrschulunterricht, Nachschulungen, Eig-
nungsseminare sowie theoretische Fahrprüfungen sieht nun-
mehr § 20 Abs. 5 vor, dass diese ab dem 22. Februar 2021 unter
den in der BayIfSMV angegebenen Schutzauflagen wieder zu-
gelassen sind. Damit wird einem, mit anhaltender Dauer der Be-
schränkungen zunehmend dringender werdendem Bedarf ent-
sprochen, zur Gewährleistung der persönlichen Mobilität und
häufig auch zu beruflichen Zwecken eine Fahrerlaubnis erhal-
ten zu können.
Zu Ziffer 3:
Nach Art. 41 Abs. 4 BayVwVfG gilt bei der öffentlichen Bekannt-
gabe eines schriftlichen Verwaltungsaktes dieser zwei Wochen
nach der ortsüblichen Bekanntmachung als bekannt gegeben.

In einer Allgemeinverfügung kann ein hiervon abweichender
Zeitpunkt bestimmt werden. Um eine mögliche Verbreitung ei-
ner Infektion zeitnah zu verhindern, wurde von dieser Möglich-
keit Gebrauch gemacht. Eine Allgemeinverfügung darf auch
dann öffentlich bekanntgegeben werden, wenn die Bekanntga-
be an die Beteiligten untunlich ist (Art. 41 Abs. 3 Satz 2
BayVwVfG). Vorliegend ist die Bekanntgabe an die Beteiligten
untunlich, weil auf Grund der großen Vielzahl der betroffenen
Adressaten eine zeitnahe individuelle Bekanntgabe nicht mög-
lich ist. Gemäß Art. 41 Abs. 3 Satz 2, Abs. 4 Satz 1 und 2
BayVwVfG i. V. m. Art. 51 Abs. 3 Satz 1 des Bayerischen Landes-
straf- und Verordnungsgesetzes (LStVG) analog in Verbindung
mit § 67 Abs. 2 der Geschäftsordnung der Stadt Ingolstadt wird
diese Allgemeinverfügung aufgrund der besonderen Eilbedürf-
tigkeit (Erfordernis zur Verhütung erheblicher Gefahren für Le-
ben und Gesundheit) durch Veröffentlichung im Internet
(www.ingolstadt.de/corona sowie www.ingolstadt.de/amtliche)
bekannt gegeben.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diese Verfügung kann innerhalb eines Monats nach ihrer
Bekanntgabe Klage bei dem Bayerischen Verwaltungsgericht
München erhoben werden. Dafür stehen folgende Möglichkei-
ten zur Verfügung:

a) Die Klage kann schriftlich oder zur Niederschrift des Urkunds-
beamten bei der Geschäftsstelle erhoben werden.
Die Anschriften lauten:
Bayerisches Verwaltungsgericht München
Postfachanschrift: Postfach 20 05 43, 80005 München
Hausanschrift: Bayerstraße 30, 80335 München,

b) Die Klage kann bei dem Bayerischen Verwaltungsgericht
München auch durch Übermittlung eines elektronischen
Dokuments mit qualifizierter Signatur an das elektronische
Gerichts- und Verwaltungspostfach – www.egvp.de -
erhoben werden.
Dabei sind die der Internetpräsenz der Verwaltungsgerichts-
barkeit zu entnehmenden Bedingungen zu beachten:
http://www.vgh.bayern.de/verwaltungsgerichtsbarkeit/
rechtsantragsstelle/

Die Klage muss den Kläger, die Beklagte (Stadt Ingolstadt) und
den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen und soll einen
bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begründung dienenden
Tatsachen und Beweismittel sollen angegeben, der angefochte-
ne Bescheid soll in Urschrift oder in Abschrift beigefügt werden.
Wenn die Klage schriftlich oder zur Niederschrift erhoben wird,
sollen dieser und allen Schriftsätzen Abschriften für die übrigen
Beteiligten beigefügt werden.

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung:

- Die Einlegung eines Rechtsbehelfs per einfacher Mail ist nicht
zugelassen und entfaltet keine rechtlichen Wirkungen!
Nähere Informationen zur elektronischen Einlegung von
Rechtsbehelfen können der Internetpräsenz der Bayerischen
Verwaltungsgerichtsbarkeit entnommen werden
(www.vgh.bayern.de)

- Kraft Bundesrechts ist in Prozessverfahren vor den Verwal-
tungsgerichten grundsätzlich ein Gebührenvorschuss zu ent-
richten.

Stadt Ingolstadt
Ingolstadt, 19.02.2021

Entleerungstermine der Abfallbehältnisse in den
Stadtbereichen, in denen die Bürger ihre Tonnen

selbst zur Entleerung bereitstellen müssen

In nachfolgenden Stadtbereichen müssen die Bürger ihre Abfall-
behältnisse selbst am Entleerungstag ab 7.00 Uhr bereitstellen.

Verschiebungen aufgrund eines Feiertages sind in der unten ste-
henden Tabelle durch Fettdruck gekennzeichnet.

Die Biotonne wird im wöchentlichen Wechsel mit der Restmüll-
tonne geleert, die Papiertonne wird alle 4 Wochen abgefahren.

Alle Termine sind in der INKB Abfall Planer - App mit Erinne-
rungsfunktion sowie im Abfallkalender unter www.in-kb.de/ab-
fallkalender zu finden.

Die Entleerungstermine für die nächsten 4 Wochen:

Widmung von einer Straße
im Gewerbepark Nord-Ost

Die in der Stadt Ingolstadt, Regierungsbezirk Oberbayern gele-
gene „Lise-Meitner-Straße“ wird laut Lageplan, mit Wirkung
zum 01.03.2021, als Ortsstraße gewidmet.

Die Widmungsverfügung kann bei der Stadt Ingolstadt, Techni-
sches Rathaus, Zimmer 402, im 4. Stock, eingesehen werden.

Stadtteile ohne Service Entleerungstag Restmüll Biomüll Papier
Zuchering Montag 01.03. 15.03. 08.03. 22.03. 22.03. 19.04.
Mailing, Feldkirchen Montag 08.03. 22.03. 01.03. 15.03. 08.03. 06.04.
Winden, Oberbrunnenreuth,
Unterbrunnenreuth, Spitalhof Dienstag 02.03. 16.03. 09.03. 23.03. 23.03. 20.04.

Irgertsheim, Pettenhofen Dienstag 09.03. 23.03. 02.03. 16.03. 16.03. 13.04.
Mühlhausen, Dünzlau Dienstag 09.03. 23.03. 02.03. 16.03. 16.03. 13.04.
Gerolfing (nördl Wilhelm-Busch-Str.). Dienstag 09.03. 23.03. 02.03. 16.03. 16.03. 13.04.
Gerolfing (restliches Gebiet) Mittwoch 10.03. 24.03. 03.03. 17.03. 17.03. 14.04.
Etting Mittwoch 03.03. 17.03. 10.03. 24.03. 03.03. 30.03.
Hagau Donnerstag 04.03. 18.03. 25.02. 11.03. 25.02. 25.03.
Oberhaunstadt, Müllerbad Donnerstag 04.03. 18.03. 25.02. 11.03. 04.03. 31.03.
Unterhaunstadt Freitag 05.03. 19.03. 26.02. 12.03. 05.03. 01.04.
Seehof Freitag 26.02. 12.03. 05.03. 19.03. 05.03. 01.04.

Widmung von zwei Straßen im Umgriff
des Bebauungsplanes

„Südlich Haunwöhr – beidseitig Hagauer Straße“
Die in der Stadt Ingolstadt, Regierungsbezirk Oberbayern gelege-
ne „Ottonenstraße“ und „Sandizeller Straße„ werden laut Lage-
plan, mit Wirkung zum 01.03.2021 als Ortsstraßen gewidmet.

Die Widmungsverfügungen können bei der Stadt Ingolstadt, Tech-
nisches Rathaus, Zimmer 402, im 4. Stock, eingesehen werden.

Ausschreibungen im Offenen Verfahren
Die Ingolstädter Kommunalbauten GmbH & Co.KG beabsichtigt
folgende Leistung nach VgV im Offenen Verfahren (EU) zu ver-
geben:

1. Georgianum (GeOR) – Baumeisterarbeiten,
Nr. KOB-0438-2020-B-IN
Einreichungstermin:24.03.2021 um 10:45 Uhr

2. Georgianum (GeOR):
– Steinbau, Nr. KOB-0433-2020-B-IN

Einreichungstermin:19.03.2021 um 10:45 Uhr
– Brandschutzfenster, Nr. KOB-0441-2020-B-IN

Einreichungstermin:19.03.2021 um 11:15 Uhr
Ausführungsort: Ingolstadt.
Abwicklung der Ausschreibung über das Baureferat,
Spitalstr. 3, 85049 Ingolstadt, Tel. (0841) 305-2450,

E-Mail: vergabe@ingolstadt.de. Auskünfte zur Ausschreibung
über die Vergabeplattform www.vergabe.bayern.de

Nr. 8 Mittwoch, 24.02.2021
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Haushaltssatzung des Zweckverbandes
Müllverwertungsanlage Ingolstadt

für das Haushaltsjahr 2021
Aufgrund der Art. 40 Abs. 1 und Abs. 2 sowie Art. 26 Abs. 1
KommZG i. V. m. Art. 63 ff GO und § 22 der Verbandssatzung er-
lässt der Zweckverband folgende Haushaltssatzung:

§ 1
Der Wirtschaftsplan für das Wirtschaftsjahr 2021 wird
Im Erfolgsplan
In den Erträgen mit 34.341.000 €
In den Aufwendungen mit 39.314.000 €
und im Vermögensplan
in den Einnahmen und
in den Ausgaben mit 38.779.000 €
festgesetzt.

§ 2
Der Gesamtbetrag der Kreditaufnahme für Investitionen und In-
vestitionsförderungsmaßnahmen wird auf EUR 0,-- festgesetzt.

§ 3
Verpflichtungsermächtigungen im Vermögensplan werden
nicht festgesetzt.

§ 4
Der Höchstbetrag der Kassenkredite zur rechtzeitigen Leistung
von Ausgaben nach dem Wirtschaftsplan wird auf EUR 0,--
festgesetzt.

§ 5
Dieser Wirtschaftsplan tritt mit dem 1. Januar 2021 in Kraft.

Ingolstadt, den 10. Dezember 2020

Zweckverband Müllverwertungsanlage Ingolstadt

Dr. Christian Scharpf
Verbandsvorsitzender

Der Haushaltsplan, die Haushaltssatzung und ihre Anlagen lie-
gen bis zur nächsten amtlichen Bekanntmachung einer Haus-
haltssatzung, im Verwaltungsgebäude des Zweckverbandes
Müllverwertungsanlage Ingolstadt, Am Mailinger Bach 141,
85055 Ingolstadt öffentlich auf.

Hinweis auf Bekanntmachung
Die Haushaltssatzung des Zweckverbandes Müllverwertungsan-
lage Ingolstadt für das Haushaltsjahr 2021 wurde im Oberbaye-
rischen Amtsblatt Nr. 3 vom 05.02.2021 (Seite 25) veröffentlicht.


